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Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB + §§ 22, 23 BauNVO)

ZEICHENERKLÄRUNG gem. PlanZV 90
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB + §§ 1-11 BauNVO)

Sonstige Planzeichen

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB + § 16 BauNVO)

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 + Abs. 6 BauGB)

Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 + Abs. 6 BauGB)

Maßnahmen- und Pflanzflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 + Abs. 6 BauGB)

Öffentliche Straßenverkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung:  Mischverkehrsfläche

Verkehrsberuhigter Bereich

Grünfläche als Bestandteil von Verkehrsanlagen

Private Straßenverkehrsfläche

WA Allgemeines Wohngebiet

Grundflächenzahl GRZ

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze

pfb 1

pfg 1

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (pfg) 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a) + Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung v. Flächen mit Bindungen f. Bepflanzungen u. f. die Erhaltung v. Bäumen,
Stäuchern u. sonst. Bepflanzungen sowie Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b) + Abs. 6 BauGB)

Vorhandenen Baum erhalten

Anpflanzen von Einzelbäumen

V

Grünfläche

z.B. 0,4

Ga

Offene Bauweise

Abweichende Bauweise

Baugrenze

z.B. III

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z. B. von Baugebieten, oder Abgrenzung
des Maßes der Mutzung innerhalb eines Baugebiets

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
gr = Gehrecht, fr = Fahrrecht, lr = Leitungsrecht (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 + Abs. 6 BauGB)

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
bei schmalen Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 + Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen notwendig sind
Hier: Altlasten § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen
Zweckbestimmung: Ga - Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 + 22 BauGB)

Hauptversorgungsleitung unterirdisch
Hier: Leitungen der Landeswasserversorgung

Erdgeschossfußbodenhöhe in Metern über Normal-Nullz.B. EFH = 123,4 m üNN

1.4. Für Garagen und Carports sind Pultdächer bis maximal 10° Dachneigung 
und Flachdächer zulässig.  

 

1.5. Die Möglichkeit der Anbringung von Solarkollektoren oder –zellen bleibt 
von Ziffer B.1.3 unberührt. Solaranlagen sind parallel zur Dach- bzw. Fassa-
denfläche anzubringen. 

 

1.6. Die Gesamtlänge von Dachaufbauten, Zwerchhäusern und Dacheinschnitten 
darf höchstens die Hälfte der Gebäudelänge betragen. 
Dabei sind mit den außenliegenden Flächen folgende Abstände einzuhalten: 
- von der Giebelwand mindestens 1,50 m 
- von der Traufkante mindestens 0,50 m (nur bei Dachaufbauten) 
- vom First mindestens 1,00 m (vertikal gemessen). 

 

 

2. Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 
2.1. Allgemeine Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grund-

stücke 
Die Freiflächen auf den privaten Baugrundstücken sind mit Ausnahme von 
Zufahrten, Wegen und Terrassen sowie sonstigen Nebenanlagen gärtnerisch 
anzulegen und zu pflegen. 

 

2.2. Einfriedigungen 
Einfriedigungen sind entlang der öffentlichen Verkehrsflächen und dem daran 
anschließenden Vorgartenbereich nur bis zu einer Höhe von 1,00 m aus hei-
mischen Hecken und Laubgehölzen (z. B. Hartriegel, Liguster, Buche)  
oder Zäunen zulässig.  

 

2.3. Aufschüttungen und Abgrabungen 
Aufschüttungen oder Abgrabungen sind bis zu einer Höhe von 1,00 m zuläs-
sig.  

 

2.4. Stellplätze und Zufahrten 
Die Stellplätze für Kraftfahrzeuge sowie deren notwendige Zufahrten sind in 
wasserdurchlässiger Ausführung (z.B. Schotterrasen, Rasengittersteine, 
Feinschotter etc.) herzustellen. 

 
 

 

C. PFLANZENLISTEN 
 
1. Pflanzenliste 1 (Großkronige Bäume) 

Spitz-Ahorn  acer platanoides 
Berg-Ahorn  acer pseudoplatanus 
Hainbuche  carpinus betulus 
Vogel-Kirsche  prunus avium 
Trauben-Eiche  quercus petraea 
Stiel-Eiche  quercus robur 
Winter-Linde  tilia cordata 
Sommer-Linde  tilia platyphyllos 
 

2. Pflanzenliste 2 (klein-, mittelkronige Bäume) 
Feld-Ahorn  acer campestre 
Hänge-Birke  betula pendula 
Elsbeere   sorbus torminalis 
Vogelbeere  sorbus aucuparia 
Speierling  sorbus domestica 
Mindestqualität 
Hochstämme: 3x verpflanzt, Stammumfang mind. 16 – 18 cm 
Heister:  2x verpflanzt, Höhe 150 – 200 cm 
 

3. Obstbäume (bevorzugt lokale, ältere und robuste Sorten (NABU 2010) 
Apfelbäume Brettacher, Gewürzluike, Goldparmäne, Jakob Fischer, Klarapfel, Rheinischer 

Bohnapfel, Roter Boskoop, Reutlinger Streifling, Pfullinger Luiken, Betzinger Grünap-
fel, Becks Apf, Kaiser Wilhelm, Rote Sternrenette 

Birnbäume Gellerts Butterbirne, Gute Luise, Pastorenbirne, Oberösterreichische Weinbirne, 
Schweizer Wasserbirne, Wildling von Einsiede, Bogenäckerin, Gässlesbirne 
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GEMARKUNG SCHORNDORF 
 
 
 

Bebauungsplan 
und Satzung über örtliche Bauvorschriften 
„Weiler Ortskern“ und „Beutersberg“ 
 
Änderung gemäß § 13a BauGB 
 
 
Vorgänge: 
Bebauungsplan „Binsen“ (Planbereich 48), genehmigt am 15.07.1970 
Bebauungsplan „Weiler Ortskern“ (Planbereich 48/10), in Kraft getreten am 08.07.1979 
Bebauungsplan „Weiler Ortskern“ (Planbereich 48/19), in Kraft getreten am 25.04.1991 
Bebauungsplan „Weiler Ortskern“ (Planbereich 48/22), in Kraft getreten am 08.12.1994 
 
 
Für den Bebauungsplan 
Schorndorf, den 20.02.2018/ 18.12.2018/ 28.05.2019 
 
 
 
gez. B e i e r  
Stadtplaner 
 
 
VERFAHRENSVERMERKE: 
Aufstellungsbeschluss gem. § 3 Abs. 2 BauGB vom Gemeinderat gefasst am  22.03.2018 
Auslegungsbeschluss gem. § 3 Abs. 2 BauGB vom Gemeinderat gefasst am  07.02.2019 
Öffentliche Bekanntmachung der Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB in den 14.02.2019 
Schorndorfer Nachrichten am   
Öffentlich ausgelegt samt Begründung vom  25.02.2019 bis  05.04.2019 
Satzungsbeschluss am  25.07.2019 
 
 

Planbereich 
 

48/27 
54/01 

Ausgefertigt: 
Die Satzung entspricht den Beschlüssen des Ge-
meinderates.  
 
 
Schorndorf, den 
 
 
 
gez. K l o p f e r 
Oberbürgermeister 

In Kraft getreten gem. § 16 Abs. 2 BauGB durch öf-
fentliche Bekanntmachung in den Schorndorfer Nach-
richten am                                   01.08.2019 
 
 
Schorndorf, den 01.08.2019 
 
 
 
gez. K l o p f e r 
Oberbürgermeister 
 

 

Neben den zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplans „Weiler Ortskern“ (Planbereich 48/27) und 
„Beutersberg“ (Planbereich 54/01) gelten folgende Vorschriften: 
 

 
A. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

 

 

1. Art der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
1.1. Allgemeines Wohngebiet 

Im Allgemeinen Wohngebiet (WA 1, WA 2, WA 3 und WA 4) sind die gemäß 
§ 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nicht 
zulässig. 
 

§ 4 BauNVO 
§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO 

 

2. Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
2.1. Zahl der Vollgeschosse 

Höchstgrenze entsprechend dem Eintrag in der Nutzungsschablone. 
§ 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO 

 

2.2. Grundflächenzahl 
Entsprechend dem Eintrag in der Nutzungsschablone. 
Im WA 1 bis WA 4 kann die Grundflächenzahl gem. § 19 Abs. 4 BauNVO bis 
zu einer Grundflächenzahl 0,8 überschritten werden, wenn: 
- die Dächer von Garagen und überdachten Stellplätzen (Carports) begrünt 

sind und 
- nicht überdachte Stellplätze und Zufahrten in wasserdurchlässiger Ausfer-

tigung, wie z.B. Rasengittersteine, Rasenpflaster o.ä. hergestellt sind und 
- Tiefgaragen mit einer Erdüberdeckung von mindestens 0,50 m hergestellt 

und extensiv begrünt sind. 

§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO 
i.V.m. §19 BauNVO 

 

2.3. Höhe baulicher Anlagen 
Die Höhen der baulichen Anlagen werden als Höchstmaß festgesetzt. 
Die maximale Firsthöhe (FH), gemessen ab dem Schnittpunkt der Außen-
wand mit dem bestehenden natürlichen Gelände wird für WA 1 und WA 2 auf 
11,00 m festgesetzt.  
Die maximale Firsthöhe (FH), gemessen ab Erdgeschossrohfußbodenhöhe 
(EFH, siehe Eintrag im Lageplan) wird für WA 3 und WA 4 auf 11,00 m fest-
gesetzt.  
Dabei ist der höchste Punkt des Gebäudes maßgebend. 
 

§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 
i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO 

 

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

3.1. Bauweise 
Im WA 1, WA 3 und WA 4 wird die offene Bauweise festgesetzt. 

Im WA 2 wird die abweichende Bauweise a1 im Sinne der offenen Bauweise 
festgesetzt:  
Die Länge der Gebäude darf 20 m nicht überschreiten.  

 
§ 22 Abs. 2 BauNVO 
§ 22 Abs. 4 BauNVO 

 

3.2. Überbaubare Grundstücksfläche 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen bestimmt.  
Die festgesetzten Baugrenzen können innerhalb der als Allgemeines Wohn-
gebiet WA 1, WA 2, WA 3 und WA 4 festgesetzten Flächen mit untergeordne-
ten Bauteilen, z.B. Eingangs- und Terrassenüberdachungen sowie Wintergär-
ten und Glasvorbauten zur passiven Sonnenenergienutzung um bis zu 2,50 
m Tiefe auf maximal 5,00 m Breite ausnahmsweise überschritten werden.  
 

§ 23 Abs. 3 BauNVO 
 

4. Flächen für Stellplätze und Garagen 
Tiefgaragen, sind im Allgemeinen Wohngebiet WA 1, WA 2, WA 3 und WA 4 
ausschließlich innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
Überdachte Stellplätze (Carports) und Garagen sind im Allgemeinen Wohn-
gebiet  WA 1, WA 2, WA 3 und WA 4 nur innerhalb der überbaubaren Fläche 
sowie den sonstigen gekennzeichneten Flächen und mit einem Mindestab-
stand von 5,50 m zur Straßenbegrenzungslinie zulässig. 
Stellplätze sind zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der rückwärtigen 
Baugrenze zulässig. 
 

§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
 

 

Neben den zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplans „Weiler Ortskern“ (Planbereich 48/27) und 
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Entsprechend dem Eintrag in der Nutzungsschablone. 
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(EFH, siehe Eintrag im Lageplan) wird für WA 3 und WA 4 auf 11,00 m fest-
gesetzt.  
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3.1. Bauweise 
Im WA 1, WA 3 und WA 4 wird die offene Bauweise festgesetzt. 

Im WA 2 wird die abweichende Bauweise a1 im Sinne der offenen Bauweise 
festgesetzt:  
Die Länge der Gebäude darf 20 m nicht überschreiten.  
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3.2. Überbaubare Grundstücksfläche 
Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen bestimmt.  
Die festgesetzten Baugrenzen können innerhalb der als Allgemeines Wohn-
gebiet WA 1, WA 2, WA 3 und WA 4 festgesetzten Flächen mit untergeordne-
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§ 23 Abs. 3 BauNVO 
 

4. Flächen für Stellplätze und Garagen 
Tiefgaragen, sind im Allgemeinen Wohngebiet WA 1, WA 2, WA 3 und WA 4 
ausschließlich innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
Überdachte Stellplätze (Carports) und Garagen sind im Allgemeinen Wohn-
gebiet  WA 1, WA 2, WA 3 und WA 4 nur innerhalb der überbaubaren Fläche 
sowie den sonstigen gekennzeichneten Flächen und mit einem Mindestab-
stand von 5,50 m zur Straßenbegrenzungslinie zulässig. 
Stellplätze sind zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der rückwärtigen 
Baugrenze zulässig. 
 

§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
 

5. Verkehrsflächen 
Öffentliche und Private Verkehrsflächen, Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung sowie Grünflächen als Bestandteil von Verkehrsanlagen 
entsprechend den Eintragungen im Lageplan. 
 

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

6. Führung von Versorgungsleitungen 
Die Führung von oberirdischen Versorgungsleitungen ist unzulässig. 
 

§ 9 Abs.1 Nr. 13 BauGB 
 

7. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft 
Gehölzrodungen sowie die Beseitigung von Gebäuden sind zur Freima-
chung der Baufelder nur innerhalb des Zeitraums vom 1. November bis 28. 
(29.) Februar zulässig. 
 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
 

8. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
Geh- und Fahrrecht gr 1+ fr 1 zugunsten der Erschließung der Flurstücke 
2571, 2573/2 und 2584/1. 

Geh- und Fahrrecht gr 2+ fr 2 zugunsten der Stadtwerke Schorndorf GmbH 
zur Erschließung des Flurstücks 2557/2 zur Haltung und Unterhaltung der 
Trafostation. 

Geh- und Fahrrecht gr 3+ fr 3 zugunsten der Erschließung der Flurstücke 
2572/1, 2569 und 2569/1 sowie zur Haltung und Unterhaltung der Trafostati-
on. 

Geh- und Fahrrecht gr 4+ fr 4 zugunsten der Erschließung des Flurstücks 
2559/2. 

Leitungsrecht lr 1 zugunsten der Stadtwerke Schorndorf GmbH für die Einle-
gung eines Niederspannungskabels. 

Leitungsrecht lr 2 zugunsten der Stadtwerke Schorndorf GmbH für die Hal-
tung und Unterhaltung von Stromversorgungsleitungen der Trafostation. 

Leitungsrecht lr 3 zugunsten des Zweckverbandes Landeswasserversorgung 
zur Haltung und Unterhaltung von Wasserleitungen und Steuerkabeln, sowie 
Leitungszubehör und Stromkabeln. 

Leitungsrecht lr 4 zugunsten der Stadtwerke Schorndorf GmbH zur Haltung 
und Unterhaltung von Leitungen. 

Leitungsrecht lr 5 zugunsten der Stadtwerke Schorndorf GmbH und sonstiger 
Versorgungsträger für die Einlegung von Versorgungsleitungen für das Flur-
stück 2573/2. 

Leitungsrecht lr 6 zugunsten der Stadtwerke Schorndorf GmbH und sonstiger 
Versorgungsträger für die Einlegung von Versorgungsleitungen für die Flur-
stücke 2569, 2569/1, 2572/1 und 2573/2. 

Leitungsrecht lr 7 zugunsten der Stadtwerke Schorndorf GmbH und sonstiger 
Versorgungsträger für die Einlegung von Versorgungsleitungen zugunsten 
des Flurstücks 2559/2. 

Leitungsrecht lr 8 zugunsten der Stadtwerke Schorndorf GmbH und sonstiger 
Versorgungsträger für die Einlegung von Versorgungsleitungen für das Flur-
stück 2584/2. 

Leitungsrecht lr 9 zugunsten der Stadtwerke Schorndorf GmbH und sonstiger 
Versorgungsträger für die Einlegung von Versorgungsleitungen für das Flur-
stück 2569/1. 

Leitungsrecht lr 10 zugunsten der Stadtwerke Schorndorf GmbH Stromleitun-
gen für das Flurstück 2572. 

Leitungsrecht lr 11 zugunsten der Stadtwerke Schorndorf GmbH für die Zulei-
tung sowie Haltung und Unterhaltung des Kabelverteilerschranks. 

 
 
 
 
 

§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 
 

9. Pflanzbindung und Pflanzgebotsflächen § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 

9.1. Pflanzgebot 1 (pfg 1) – Anpflanzen von Einzelbäumen 
An den gekennzeichneten Stellen sind zur Raumbildung gebietsheimische, 
hochstämmige Laubbäume gemäß Pflanzliste unter Ziffer C.1. und C.2. an-
zupflanzen, dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang zu ersetzen. 
Geringfügige Verschiebungen der Baumstandorte aufgrund von Zufahrten 
oder Leitungen sind zulässig, sofern sich daraus keine wesentliche Änderung 
des beabsichtigten Gesamterscheinungsbildes ergibt. Die Anzahl der in der 
Planzeichnung dargestellten Einzelbäume ist verbindlich. 

 

9.2. Pflanzgebot 2 (pfg 2) – Anlage einer Streuobstwiese 
Auf den gekennzeichneten Flächen sind Streuobstwiesen anzulegen. Vor-
handene Obstbäume sind in die Planung zu integrieren. Bei Neupflanzungen 
sind Obstbaumsorten gemäß der Pflanzenliste unter Ziffer C.3. auszuwählen.  
Auf der mit pfg 2 gekennzeichneten Fläche hat die Ansaat einer gräserrei-
chen autochtonen Saatgutmischung (Fettwiese) zu erfolgen. 
Innerhalb der mit Pflanzgebot belegten Flächen sind ausschließlich notwen-
dige Zufahrten zu den Grundstücken zulässig. 

 

9.3. Durchgrünung der Baugrundstücke 
Je angefangener versiegelter 150 m² Grundstücksfläche ist ein gebietsheimi-
scher, hochstämmiger Laub- oder Obstbaum gemäß Pflanzliste unter Ziffer 
C.1. und C. 2. zu pflanzen, dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang zu er-
setzen. Einzelbäume des pfg 1 können auf die Summe der Anpflanzungen 
angerechnet werden. 
Zusätzlich ist auf den Grundstücksflächen ein gebietsheimischer Strauch je 
angefangener 100 m² Grundstücksfläche gemäß der Pflanzliste unter Ziffer 
C.4. zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

 

9.4. Dachbegrünung 
Flachdächer und flach geneigte Pultdächer, die nicht als Terrasse oder Bal-
kon genutzt werden, sind extensiv mit einer mindesten 10 cm dicken Sub-
stratschicht zu begrünen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Ausfälle in 
der Begrünung sind zu ersetzen. 

 

9.5. Pflanzbindung (pfb 1 und pfb 2) 
Die im Lageplan mit pfb 1 gekennzeichneten Bestandsbäume sind dauerhaft 
zu erhalten und zu pflegen. Abgängige Bäume sind gemäß Pflanzliste unter 
Ziffer C.1. zu ersetzen. 
Die im Lageplan mit Pflanzbindung (pfb 2) gekennzeichneten Gehölze/ Vege-
tationsbestände sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB 

9.6. Tiefgaragen 
Tiefgaragen sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
Sie sind mit einer Erdüberdeckung von mindestens 0,50 m auszuführen und 
extensiv zu begrünen. Wege und notwendige Zugänge sind davon ausge-
nommen. 
 

 

10. Höhenlage der baulichen Anlage 
Die für die Allgemeinen Wohngebiete WA 3 und WA 4 festgesetzte Erdge-
schossrohfußbodenhöhe (EFH) gilt entsprechend dem Eintrag im Lageplan.  

Eine maximale Abweichung der EFH von +/- 0,50 m ist zulässig. 

 

 

§ 9 Abs. 3 BauGB i.V.m. 
§ 18 Abs. 1 BauNVO 

B. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 

 

1. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO 
1.1. Die Außenwände der Gebäude sind in Farbtönen mit einem Hellbezugswert 

zwischen 40 und 90 auszuführen. 
 

1.2. Die Dächer der Hauptgebäude sind als Satteldächer mit einer Neigung von 
15°- 35° oder als Pultdächer bis maximal 10° Dachneigung auszuführen. 

 

1.3. Die Dacheindeckungen der Hauptgebäude sind bei Satteldächern mit Zie-
geln oder Betonformsteinen in roter bis rotbrauner oder grauer Farbe auszu-
führen. Glänzende oder spiegelnde Dacheindeckungen sind nicht zulässig. 
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1.4. Für Garagen und Carports sind Pultdächer bis maximal 10° Dachneigung 
und Flachdächer zulässig.  

 

1.5. Die Möglichkeit der Anbringung von Solarkollektoren oder –zellen bleibt 
von Ziffer B.1.3 unberührt. Solaranlagen sind parallel zur Dach- bzw. Fassa-
denfläche anzubringen. 

 

1.6. Die Gesamtlänge von Dachaufbauten, Zwerchhäusern und Dacheinschnitten 
darf höchstens die Hälfte der Gebäudelänge betragen. 
Dabei sind mit den außenliegenden Flächen folgende Abstände einzuhalten: 
- von der Giebelwand mindestens 1,50 m 
- von der Traufkante mindestens 0,50 m (nur bei Dachaufbauten) 
- vom First mindestens 1,00 m (vertikal gemessen). 

 

 

2. Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 
2.1. Allgemeine Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grund-

stücke 
Die Freiflächen auf den privaten Baugrundstücken sind mit Ausnahme von 
Zufahrten, Wegen und Terrassen sowie sonstigen Nebenanlagen gärtnerisch 
anzulegen und zu pflegen. 

 

2.2. Einfriedigungen 
Einfriedigungen sind entlang der öffentlichen Verkehrsflächen und dem daran 
anschließenden Vorgartenbereich nur bis zu einer Höhe von 1,00 m aus hei-
mischen Hecken und Laubgehölzen (z. B. Hartriegel, Liguster, Buche)  
oder Zäunen zulässig.  

 

2.3. Aufschüttungen und Abgrabungen 
Aufschüttungen oder Abgrabungen sind bis zu einer Höhe von 1,00 m zuläs-
sig.  

 

2.4. Stellplätze und Zufahrten 
Die Stellplätze für Kraftfahrzeuge sowie deren notwendige Zufahrten sind in 
wasserdurchlässiger Ausführung (z.B. Schotterrasen, Rasengittersteine, 
Feinschotter etc.) herzustellen. 

 
 

 

C. PFLANZENLISTEN 
 
1. Pflanzenliste 1 (Großkronige Bäume) 

Spitz-Ahorn  acer platanoides 
Berg-Ahorn  acer pseudoplatanus 
Hainbuche  carpinus betulus 
Vogel-Kirsche  prunus avium 
Trauben-Eiche  quercus petraea 
Stiel-Eiche  quercus robur 
Winter-Linde  tilia cordata 
Sommer-Linde  tilia platyphyllos 
 

2. Pflanzenliste 2 (klein-, mittelkronige Bäume) 
Feld-Ahorn  acer campestre 
Hänge-Birke  betula pendula 
Elsbeere   sorbus torminalis 
Vogelbeere  sorbus aucuparia 
Speierling  sorbus domestica 
Mindestqualität 
Hochstämme: 3x verpflanzt, Stammumfang mind. 16 – 18 cm 
Heister:  2x verpflanzt, Höhe 150 – 200 cm 
 

3. Obstbäume (bevorzugt lokale, ältere und robuste Sorten (NABU 2010) 
Apfelbäume Brettacher, Gewürzluike, Goldparmäne, Jakob Fischer, Klarapfel, Rheinischer 

Bohnapfel, Roter Boskoop, Reutlinger Streifling, Pfullinger Luiken, Betzinger Grünap-
fel, Becks Apf, Kaiser Wilhelm, Rote Sternrenette 

Birnbäume Gellerts Butterbirne, Gute Luise, Pastorenbirne, Oberösterreichische Weinbirne, 
Schweizer Wasserbirne, Wildling von Einsiede, Bogenäckerin, Gässlesbirne 

Kirschbäume Knauffs Schwarze, Große Schwarze Knorpel, Regina, Große Prinzessin, Hedelfin-
ger, Schneiders späte Knorpel 

Mirabellen Nancy-Mirabelle 

Renekloden Althans Reneklode 

Zwetschgen Ontariopflaume, Hanita, Althans Reneklode 

Wildobst Wildapfel, Wildbirne, Speierling, Edelebereschen Rosina und Konzentra, Elsbeere, 
Kornelkirsche 

Mindestqualität 
Hochstämme: 3x verpflanzt, Stammumfang mind. 12 – 14 cm 
 

4. Pflanzenliste Sträucher 
Hainbuche    Carpinus betulus 
Roter Hartriegel   Cornus sanguinea 
Gewöhnliche Hasel   Corylus avellana 
Gewöhnl. Pfaffenhütchen  Euonymus europaeus 
Gewöhnlicher Liguster   Ligustrum vulgare 
Schlehe   Prunus spinosa 
echte Hundsrose   Rosa canina 
Silber-Weide   Salix alba 
Sal-Weide   Salix caprea 
Grauweide   Salix cinerea 
Purpurweide   Salix purpurea 
Fahlweide   Salix rubens 
Mandel-Weide   Salix triandra 
Schwarzer Holunder   Sambucus nigra 
Trauben-Holunder   Sambucus racemosa 
Wolliger Schneeball  Viburnum lantana 
 
Mindestqualität 
1x verpflanzt; Höhe 60-100 cm 
 
 
 

D. HINWEISE 
 

1. Nach der Hochwassergefahrenkarte (HWGK) des Landes Baden-Württemberg grenzt der Geltungsbereich im 
Bereich des Flurstücks 2564 an eine Überflutungsfläche bei einem extremen Hochwasserereignis (HQextrem) 
sowie bei HQ100, HQ 50 und HQ 10. Der Geltungsbereich ist davon jedoch nicht betroffen. Das Hinweisblatt 
des Landratsamtes Rems-Murr-Kreis „Belange der Hochwasservorsorge“ ist zu beachten. 
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2. Da von dem Vorhabensbereich das Gewässer II. Ordnung Weilerbach tangiert wird, sind die Vorgaben des 
Gewässerrandstreifens zu beachten. Nach § 38 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) dient der Gewässer-
randstreifen der Erhaltung und Verbesserung der ökologischen Funktionen oberirdischer Gewässer. 

Dieser umfasst nach § 38 Abs. 2 WHG das Ufer und den Bereich, der an das Gewässer landseits der Linie 
des Mittelwasserstandes angrenzt. Bemessen wird der Gewässerrandstreifen ab der Linie des Mittel-
wasserstandes, bei Gewässern mit ausgeprägter Böschungsoberkante ab dieser. Nach § 29 Abs. 1 Wasser-
gesetz für Baden-Württemberg (WG) ist der Gewässerrandstreifen im Außenbereich zehn Meter und im In-
nenbereich fünf Meter breit. 

Die Errichtung von baulichen und sonstigen Anlagen im Gewässerrandstreifen ist nach § 29 Abs. 3 Wasserge-
setz für Baden-Württemberg (WG) verboten. 

Im Gewässerrandstreifen ist das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern, sowie das Neu-
anpflanzen von nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern laut § 38 Abs. 4 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) verboten. In den Gewässerrandstreifen sind Bäume und Sträucher laut § 29 Abs. 2 Wassergesetz für 
Baden-Württemberg (WG) zu erhalten, soweit die Beseitigung nicht für den Ausbau oder die Unterhaltung der 
Gewässer, zur Pflege des Bestandes oder zur Gefahrenabwehr erforderlich ist. 

Des Weiteren untersagt sind der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und die nicht nur zeitweise Ablage-
rung von Gegenständen. 

Nach § 29 Abs. 3 Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) ist der Einsatz und die Lagerung von Dünge- 
und Pflanzenschutzmitteln in einem Bereich von fünf Metern verboten. Hiervon ausgenommen sind Wundver-
schlussmittel zur Baumpflege und Wildbissschutzmittel. 

3. Zum Schutz der Anlagen der Landeswasserversorgung besteht ein Bauverbotsstreifen von 8 m beiderseits der 
LW-Leitungsachse für unterkellerte Gebäude. 

Innerhalb eines Schutzstreifens von 4 m beiderseits der Leitungsachse gelten folgende Beschränkungen: 
Geländeveränderungen, wie Aufschüttungen und Abgrabungen sind unzulässig. Es dürfen keine Bau-, Materi-
al- oder Aushub-Lagerflächen errichtet oder ein Kran aufgestellt werden. Der Schutzstreifen darf nicht mit 
Baumaschinen befahren werden, ausgenommen sind befestigte Wege und Baustraßen. 
Der zulässige Abstand für Bepflanzungen beträgt (gemäß DVGW-GW 125) mindestens 2,50 m von der 
Stammachse bis zur Leitungsaußenhaut. Für großkronige Bäume erhöht sich der Abstand auf 4,00 m. 

4. Bei der Erstellung von Doppelhäusern und Hausgruppen in Form von Reihenhäusern sind die Erdgeschoss-
rohfußbodenhöhen sowie die Gestaltung der Gebäude, Dächer und Garagen sowie Nebenanlagen vor Einrei-
chung der Bauvorlagen mit dem Fachbereich Stadtentwicklung und Baurecht gemäß §§ 10 und 11 LBO abzu-
stimmen. 

5. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die Arbeiten, die zur Er-
schließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und das Landratsamt Rems-Murr-Kreis als Untere Was-
serbehörde zu benachrichtigen. 

6. Jede Grundwasserhaltung im Zuge einer Baumaßnahme bedarf unabhängig von der Menge und Dauer der 
behördlichen Zustimmung. 

7. Das Einlegen von Drainagen zur dauerhaften Grundwasserableitung nach Abschluss der Bauarbeiten ist nicht 
zulässig. 

8. Auf das Wassergesetz für Baden-Württemberg und der zugehörigen Verordnung über die dezentrale Beseiti-
gung von Niederschlagswasser wird hingewiesen. Dazu ist das Hinweisblatt Nr. 25 des Landratsamtes Rems-
Murr-Kreis zur „Dezentralen Beseitigung von Niederschlagswasser“ zu beachten. Ferner wird empfohlen, auf 
den Baugrundstücken Regenwasserzisternen z.B. zur Gartenbewässerung zu installieren. 

9. Innerhalb des Geltungsbereichs befindet sich der Altlasten-Standort mit der Flächen-Nr. 01437-000. Derzeit 
besteht kein Handlungsbedarf, bei Nutzungsänderung kommt die Fläche zur Wiedervorlage. Werden im Zuge 
von Baumaßnahmen bisher unbekannte Altlasten oder Bodenverunreinigungen aufgefunden, sind die Arbeiten 
unverzüglich einzustellen und das Landratsamt Rems-Murr-Kreis, Fachbereich Technik des Umweltschutzam-
tes sowie das Gesundheitsamt in Kenntnis zu setzen. Des Weiteren wird auf das Merkblatt des Landratsamtes 
Rems-Murr-Kreis „Bodenschutz bei Baumaßnahmen“ verwiesen. 

10. Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnahmen ist sparsam und schonend mit dem Boden umzugehen. 
Beeinträchtigungen des Bodens sind auf das unvermeidbare Maß zu beschränken. Um den ausgehobenen 
Oberboden in nutzbarem Zustand zu erhalten, wird er gesichert, fachgerecht in Mieten zwischengelagert und 
anschließend wieder verwendet. Auffüllungen mit Abbruchmaterial oder sonstigen Abfällen sind unzulässig. 
Auf die Empfehlungen des Umweltministeriums Baden-Württemberg zur „Erhaltung fruchtbaren und kulturfähi-
gen Bodens bei Flächeninanspruchnahmen“ (Stuttgart, 1994) wird hingewiesen. 

11. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes können archäologische Bodenfunde nicht ausgeschlossen werden. 
Bei Funden ist unverzüglich die Denkmalschutzbehörde gemäß § 20 DSchG zu benachrichtigen. Auf die Ge-
nehmigungspflicht bei Zerstörung, Beseitigung und Entfernung von Bodendenkmalen gemäß § 8 DSchG wird 
hingewiesen. 
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(WHG) verboten. In den Gewässerrandstreifen sind Bäume und Sträucher laut § 29 Abs. 2 Wassergesetz für 
Baden-Württemberg (WG) zu erhalten, soweit die Beseitigung nicht für den Ausbau oder die Unterhaltung der 
Gewässer, zur Pflege des Bestandes oder zur Gefahrenabwehr erforderlich ist. 

Des Weiteren untersagt sind der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und die nicht nur zeitweise Ablage-
rung von Gegenständen. 

Nach § 29 Abs. 3 Wassergesetz für Baden-Württemberg (WG) ist der Einsatz und die Lagerung von Dünge- 
und Pflanzenschutzmitteln in einem Bereich von fünf Metern verboten. Hiervon ausgenommen sind Wundver-
schlussmittel zur Baumpflege und Wildbissschutzmittel. 

3. Zum Schutz der Anlagen der Landeswasserversorgung besteht ein Bauverbotsstreifen von 8 m beiderseits der 
LW-Leitungsachse für unterkellerte Gebäude. 

Innerhalb eines Schutzstreifens von 4 m beiderseits der Leitungsachse gelten folgende Beschränkungen: 
Geländeveränderungen, wie Aufschüttungen und Abgrabungen sind unzulässig. Es dürfen keine Bau-, Materi-
al- oder Aushub-Lagerflächen errichtet oder ein Kran aufgestellt werden. Der Schutzstreifen darf nicht mit 
Baumaschinen befahren werden, ausgenommen sind befestigte Wege und Baustraßen. 
Der zulässige Abstand für Bepflanzungen beträgt (gemäß DVGW-GW 125) mindestens 2,50 m von der 
Stammachse bis zur Leitungsaußenhaut. Für großkronige Bäume erhöht sich der Abstand auf 4,00 m. 

4. Bei der Erstellung von Doppelhäusern und Hausgruppen in Form von Reihenhäusern sind die Erdgeschoss-
rohfußbodenhöhen sowie die Gestaltung der Gebäude, Dächer und Garagen sowie Nebenanlagen vor Einrei-
chung der Bauvorlagen mit dem Fachbereich Stadtentwicklung und Baurecht gemäß §§ 10 und 11 LBO abzu-
stimmen. 

5. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind die Arbeiten, die zur Er-
schließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und das Landratsamt Rems-Murr-Kreis als Untere Was-
serbehörde zu benachrichtigen. 

6. Jede Grundwasserhaltung im Zuge einer Baumaßnahme bedarf unabhängig von der Menge und Dauer der 
behördlichen Zustimmung. 

7. Das Einlegen von Drainagen zur dauerhaften Grundwasserableitung nach Abschluss der Bauarbeiten ist nicht 
zulässig. 

8. Auf das Wassergesetz für Baden-Württemberg und der zugehörigen Verordnung über die dezentrale Beseiti-
gung von Niederschlagswasser wird hingewiesen. Dazu ist das Hinweisblatt Nr. 25 des Landratsamtes Rems-
Murr-Kreis zur „Dezentralen Beseitigung von Niederschlagswasser“ zu beachten. Ferner wird empfohlen, auf 
den Baugrundstücken Regenwasserzisternen z.B. zur Gartenbewässerung zu installieren. 

9. Innerhalb des Geltungsbereichs befindet sich der Altlasten-Standort mit der Flächen-Nr. 01437-000. Derzeit 
besteht kein Handlungsbedarf, bei Nutzungsänderung kommt die Fläche zur Wiedervorlage. Werden im Zuge 
von Baumaßnahmen bisher unbekannte Altlasten oder Bodenverunreinigungen aufgefunden, sind die Arbeiten 
unverzüglich einzustellen und das Landratsamt Rems-Murr-Kreis, Fachbereich Technik des Umweltschutzam-
tes sowie das Gesundheitsamt in Kenntnis zu setzen. Des Weiteren wird auf das Merkblatt des Landratsamtes 
Rems-Murr-Kreis „Bodenschutz bei Baumaßnahmen“ verwiesen. 

10. Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnahmen ist sparsam und schonend mit dem Boden umzugehen. 
Beeinträchtigungen des Bodens sind auf das unvermeidbare Maß zu beschränken. Um den ausgehobenen 
Oberboden in nutzbarem Zustand zu erhalten, wird er gesichert, fachgerecht in Mieten zwischengelagert und 
anschließend wieder verwendet. Auffüllungen mit Abbruchmaterial oder sonstigen Abfällen sind unzulässig. 
Auf die Empfehlungen des Umweltministeriums Baden-Württemberg zur „Erhaltung fruchtbaren und kulturfähi-
gen Bodens bei Flächeninanspruchnahmen“ (Stuttgart, 1994) wird hingewiesen. 

11. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes können archäologische Bodenfunde nicht ausgeschlossen werden. 
Bei Funden ist unverzüglich die Denkmalschutzbehörde gemäß § 20 DSchG zu benachrichtigen. Auf die Ge-
nehmigungspflicht bei Zerstörung, Beseitigung und Entfernung von Bodendenkmalen gemäß § 8 DSchG wird 
hingewiesen. 

 

12. Bei allen Baumaßnahmen im Bereich von Bäumen und schützenswerten Pflanzenbeständen sind alle erforder-
lichen Schutzmaßnahmen mit besonderer Sorgfalt durchzuführen, um ihren Erhalt zu sichern. Auf die DIN 
18920, die ZTV-Baum und das Naturschutzgesetz Baden-Württemberg wird besonders hingewiesen. 

13. Die Grundstückseigentümer haben das Aufstellen von Beleuchtungskörpern der Straßenbeleuchtung ein-
schließlich des Zubehörs, sowie Kennzeichen und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen auf ihren Grund-
stücken bis zu einer Grundstückstiefe von 0,5 m zu dulden (§ 126 Abs. 1 BauGB). 

14. Das Aufstellen von Verteilerkästen, die zur Versorgung des Gebietes notwendig sind, ist von den Eigentümern 
auf ihren Grundstücken bis zu einer Grundstückstiefe von 1,5 m zu dulden. 

15. Die für die Herstellung der Verkehrsflächen erforderlichen Aufschüttungen und Abgrabungen sind von den 
Angrenzern auf deren Grundstücken bis zu einer Tiefe von 1,0 m zu dulden. 

16. Bei Anpflanzung von Pflanzen übernimmt die Stadt Schorndorf keine Verantwortung für eventuelle gesundheit-
liche Gefährdungen bei deren Verzehr oder Berührung. 
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2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt vom 04.05.2017 
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In der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. S. 416) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
21.11.2017 (GBl. S. 612, 613).  
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